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BSV Bundesamt für Sozialversicherungen
WAK-SR Kommission für Wirtschaft und Abgaben des Ständerates
BJ Bundesamt für Justiz
KMU Kleine und mittlere Unternehmen
ESTV Eidgenössische Steuerverwaltung
FDK Konferenz der kantonalen Finanzdirektorinnen und Finanzdirektoren
KEP Kapitaleinlageprinzip
SV17 Steuervorlage 17
STAF Bundesgesetz über die Steuerreform und die AHV-Finanzierung

OFAS Office fédéral des assurances sociales
CER-CE Commission de l'économie et des redevances du Conseil des Etats
OFJ Office fédéral de la justice
PME petites et moyennes entreprises
AFC Administration fédérale des contributions
CDF Conférence des directrices et directeurs cantonaux des finances
PAC Principe de l’apport de capital
PF17 Projet fiscal 17
RFFA Loi fédérale relative à la réforme fiscale et au financement de l'AVS
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Allgemeine Chronik

Öffentliche Finanzen

Direkte Steuern

Im November 2016 legte der Bundesrat eine Botschaft zum Bundesgesetz über die
steuerliche Behandlung finanzieller Sanktionen vor, welche die Motion Luginbühl (bdp,
BE) umsetzte. Der Motionär hatte verlangt, dass Bussen mit Strafzweck steuerlich nicht
abziehbar, also nicht zum geschäftsmässig begründeten Aufwand gehören sollten. Der
Bundesrat ergänzte diese Regelung in seiner Botschaft um die Nichtabzugsfähigkeit von
Bestechungszahlungen an Private – eine solche Regelung für Zahlungen an Amtsträger
war bereits in Kraft – sowie um Aufwendungen zur Ermöglichung von Straftaten oder
um Gegenleistungen für die Begehung von Straftaten, sofern diese Zahlungen nach
schweizerischem Recht strafbar sind. Bezüglich letzteren Straftaten erwähnte der
Bundesrat in der Botschaft zum Beispiel Terrorismusfinanzierung oder die Miete von
für strafbare Tätigkeiten verwendeten Räumen. Diese Aspekte waren bisher nicht
ausdrücklich geregelt gewesen. Gewinnabschöpfende Sanktionen ohne Strafzweck
sollten auch weiterhin abzugsfähig bleiben. 

In der Frühjahrssession 2018 behandelte der Ständerat die Vorlage als Erstrat. Dabei
schlug die WAK-SR mit einem Änderungsantrag vor, die vom Bundesrat vorgeschlagene
Regelung abzuschwächen: Vom Ausland verhängte Bussen sollen weiterhin steuerlich
abzugsfähig bleiben. Gegen diese „Subventionierungsvorlage für kriminelle
Unternehmen“, wie es Christian Levrat (sp, FR) nannte, wehrte sich eine
Kommissionsminderheit heftig. Levrat kritisierte, dass die Vorlage ursprünglich zum Ziel
hatte, Rechtssicherheit zu schaffen und die Abzugsfähigkeit von Bussen zu
unterbinden. Da das Bundesgericht in der Zwischenzeit in einem Urteil die
Forderungen des Motionärs bestätigt hatte (2C_916/2014, 2C_917/2014), sei die Vorlage
eigentlich gar nicht mehr nötig. Die WAK-SR bediene sich dieser jetzt aber, um das
Gegenteil zu erreichen, nämlich eine Abschwächung des geltenden Rechts. Es könne
nicht sein, dass der Bund zum Beispiel einen Fünftel der US-Bussen gegen die
Schweizer Banken übernehmen müsse. Auch der Motionär liess kein gutes Haar am
Antrag der Kommissionsmehrheit, der „die Zielrichtung des ursprünglichen Auftrages“
untergrabe. Dadurch würden Unternehmen geradezu eingeladen, Gesetze zu brechen,
was im Extremfall als Wettbewerbsnachteil für gesetzestreue Unternehmen verstanden
werden könne. 
Ruedi Noser (fdp, ZH) bezeichnete die Argumentation der Minderheit als populistisch.
Man dürfe nicht nur die internationalen Grosskonzerne vor Augen haben, sondern
müsse auch an die KMU denken, die durch eine solche Busse Konkurs gehen können. In
der Schweiz gelte das Prinzip der Besteuerung nach Leistungsfähigkeit. Wenn ein
Unternehmen also kein Geld mehr habe, könne es auch nicht besteuert werden. Das sei
nur fair, zumal der Fiskus auch auf illegal entstandenen Gewinnen Steuern erhebe.
Zudem komme es bei den „täglichen Arbeiten des Unternehmers“ im Ausland zu
unrechtmässigen oder unverhältnismässigen Bussen, daher müsse man jeweils die
Umstände der Bussen mitberücksichtigen. In der Folge entbrannten heftige
Diskussionen um die Frage, inwiefern der Ordre-public-Vorbehalt – gemäss welchem
Bestimmungen ausländischen Rechts nicht angewendet werden können, wenn das
Ergebnis gegen das Rechtsgefühl des schweizerischen Rechts verstösst – die
Unternehmen bei Annahme der Vorlage vor unrechtmässigen oder
unverhältnismässigen Bussen schützen würde. 
Finanzminister Maurer fasste die Situation des Ständerates zusammen: Entweder man
akzeptiere, dass möglicherweise unrechtmässige Bussen nicht abgezogen werden
könnten oder dass Bussen mit strafrechtlichem Hintergrund weiter abzugsfähig seien.
Anfänglich seien jedoch in der Kommissionsberatung während sechs Stunden acht
weitere Varianten diskutiert worden, die Kommissionsmehrheit habe sich aber am
Schluss für die „Alles-oder-nichts“-Variante, wie es Roberto Zanetti (sp, SO)
bezeichnete, entschieden. Mehrfach äusserten die Ständerätinnen und Ständeräte
jedoch die Hoffnung, die Schwesterkommission könne allenfalls später eine bessere
Lösung präsentieren. 
Nach ausführlicher Debatte wurde Eintreten ohne Gegenantrag beschlossen. Da die
Detailberatung bereits im Rahmen der Eintretensdebatte vorweggenommen worden
war, ging der Rat gleich zu den Detailabstimmungen über. Umstritten waren dabei nur
die Abzugsmöglichkeiten für Bussen aus dem Ausland, wobei sich die Minderheit mit 28
zu 12 Stimmen bei einer Enthaltung durchsetzte. In der Gesamtabstimmung nahm der
Ständerat den bundesrätlichen Vorschlag mit 30 zu 6 Stimmen bei fünf Enthaltungen
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an; Bussen aus dem Ausland sollen folglich genauso wenig abzugsfähig sein wie Bussen
aus der Schweiz. 1

Nachdem der Vorschlag der WAK-SR bereits ausführlich ausserhalb des Parlaments
diskutiert worden war, folgte im Juni 2018 die Ständeratsdebatte zur Steuervorlage 17.
Kommissionspräsident Pirmin Bischof (cvp, SO) stellte dem Rat den
Kommissionsvorschlag detailliert vor und betonte, der Kompromiss sei kein Diktat, auch
nicht für die Schwesterkommission, aber er stelle «im Moment die beste Lösung» dar.
Um diesen Kompromiss zu erarbeiten, habe die Kommission Vertreterinnen und
Vertreter verschiedenster Organisationen und Behörden angehört, darunter Delegierte
der FDK, des Kantons Zürich, des Städte- und des Gemeindeverbands, von
Economiesuisse oder des Gewerkschaftsbundes. Die ESTV und das BSV hätten zudem
auf Verlangen der Kommission 24 Berichte erstellt. Unter anderem war ein Gutachten
des Bundesamtes für Justiz zum Schluss gekommen, die Vorlage sei
«verfassungsrechtlich vertretbar». Bischof betonte, dass der Kompromiss alle
Eckpunkte des Vorschlags der WAK-SR umfasse und nur in seiner Gesamtheit in dieser
Breite getragen werde. Würden Teile davon verändert, sei diese Unterstützung nicht
mehr vollständig gegeben. Abschliessend betonte Bischof, dass die Kommission offen
sei für Alternativvorschläge. 
Im Ratsplenum rief die Vorlage ebenfalls gemischte Gefühle hervor. Die in
«Bundesgesetz über die Steuerreform und die AHV-Finanzierung» (STAF) umgetaufte
Vorlage sei eine «Sternstunde der parlamentarischen Arbeit», lobte Roberto Zanetti
(sp, SO). Viele Ratsmitglieder betonten hingegen ihre Skepsis, einige wurden sogar
richtig deutlich: Thomas Minder (parteilos, SH) sprach von einer «Birchermüesli-
Politik», Alex Kuprecht (svp, SZ) von einem «Sündenfall» und Werner Luginbühl (bdp,
BE) von einem Kauf von Mehrheiten mit Geschenken. Mehrfach wurde das Gutachten
des BJ als politische Gefälligkeit anstelle einer juristischen Einschätzung bezeichnet.
Finanzminister Maurer wurde nicht müde, die Wichtigkeit der SV17, respektive dem
STAF, zu betonen und den Kompromiss zu loben. 
Inhaltlich gab es kaum Streitpunkte, was die NZZ darauf zurückführte, dass die Vorlage
ein politischer Balanceakt sei: Man könne kein Element ändern, ohne das alles
auseinanderbreche. Dennoch wurden drei Änderungsanträge eingebracht. Eine
Minderheit I Zanetti forderte, die minimale Dividendenbesteuerung der Kantone
gemäss dem Vorschlag des Bundesrates auf 70 Prozent zu erhöhen, da die Kantone
diese Regelung erarbeitet hätten und diese bevorzugen würden. Finanzminister Maurer
pflichtete ihm bei und bat den Rat darum, der Minderheit I zu folgen. Gleichzeitig
beantragte eine Minderheit II Föhn dem Ständerat, darauf zu verzichten, den Kantonen
bezüglich Dividendenbesteuerung Vorgaben zu machen, da die Unternehmen gemäss
dem Vorschlag der WAK-SR bereits genügend zur Kasse gebeten würden. Mit 25 zu 14
Stimmen (5 Enthaltungen) und 26 zu 12 Stimmen (6 Enthaltungen) setzte sich der
Kommissionvorschlag gegen die zwei Minderheitsvorschläge durch. Eine Minderheit
Fetz wollte erreichen, dass die Regeln zum Kapitaleinlageprinzip (KEP) auch auf
Nennwertsenkungen angewendet werden und dass Gratisaktien und
Gratisnennwerterhöhungen unterbunden werden. Anita Fetz (sp, BS) bat um
Zustimmung zu ihrem Minderheitsantrag, damit die bei der Unternehmenssteuerreform
II gemachten Fehler korrigiert werden könnten. Mit 30 zu 11 Stimmen (bei 2
Enthaltungen) sprach sich der Ständerat gegen eine solche Änderung aus. Unverändert
wurde der Kommissionsvorschlag somit an den Zweitrat weitergereicht. 2
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